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Die presserechtliche Rekordentschädigung im 
Fall Kachelmann: Aktuelle Grundsätze und 
Voraussetzungen des Geldentschädigungsan-
spruches

Nils Burbach/Fabian Tesch, Siegen*

Das LG Köln entschied am 30.09.2015, dass der Axel-Sprin-
ger-Verlag dem Wettermoderator Jörg Kachelmann eine Ent-
schädigung in Höhe von 635.000 Euro zahlen muss. Das ist 
die höchste Summe, die jemals in einem presserechtlichen 
Geldentschädigungsverfahren zugesprochen wurde. Ins-
gesamt bejahte das Gericht in zwei parallel angestreng-
ten Verfahren 38 schwerwiegende Verletzungen des allge-
meinen Persönlichkeitsrechts.Vor dem Hintergrund dieser 
„Rekord-Entschädigungszahlung“ sollen im Folgenden die 
Funktionen der Geldentschädigung vorgestellt und die rele-
vanten materiellen Voraussetzungen des Anspruches darge-
legt werden. Dazu wird insbesondere mit Blick auf die Aus-
führungen des LG Köln darauf eingegangen, inwieweit der 
Verschuldensgrad sowohl bei der Anspruchsbegründung 
als auch im Rahmen der Bemessungshöhe der Geldentschä-

I. Hintergrund

Die Staatsanwaltschaft Mannheim eröffnete im Jahre 2010 
gegen den bekannten Wettermoderator Jörg Kachelmann 
ein Ermittlungsverfahren wegen Vergewaltigung in einem 
besonders schweren Fall in Tateinheit mit gefährlicher 
Körperverletzung. Das Verfahren, das nahezu neun Mona-
te dauerte und mit einem Freispruch endete, erzeugte von 
Beginn an ein erhebliches Medienecho. Fast jeder Aspekt 
des Privat- und Intimlebens von Jörg Kachelmann wurde 
– oft einseitig und unausgewogen – öffentlich diskutiert. 
Jörg Kachelmann
Axel-Springer-Verlags vor, im Rahmen ihrer Berichter-
stattung über das Ermittlungsverfahren eine Vielzahl von 
schweren Persönlichkeitsverletzungen begangen zu haben. 
Angesichts einer vom Kläger vermuteten Pressekampagne 
reichte er am Landgericht Köln parallel zwei Klagen ein 

Höhe von mindestens 2,25 Millionen Euro. Das LG Köln 
wies den Vorwurf einer Pressekampagne zwar zurück, bil-
ligte dem Kläger aber insgesamt in beiden Verfahren einen 

Euro zu. 

II. Der Anspruch auf Geldentschädigung

1. Sinn und Zweck des 
 Geldentschädigungsanspruches

ausdrücklich verankert.1 Erstmals wurde er zum Schutz 
der Persönlichkeit in der „Herrenreiter“-Entscheidung 
des BGH 2 In der  
„Soraya“-Entscheidung ist er sodann auch vom BVerfG 
anerkannt worden und wird nunmehr in ständiger Recht-

3 Die Da-

-

Sanktionen bleiben mit der Folge, dass der Rechtsschutz 
der Persönlichkeit verkümmern würde.“4 

-
wie Intensität der vorliegenden Persönlichkeitsrechtsver-
letzung, wobei sich die Bemessungsfaktoren im Einzelfall 

1  Wanckel
Abschn. Rn. 2. 

2

3 -
lichkeitsrechtsverletzungen ist allerdings grundsätzlich nicht vererb-

Ha-
ger Ludyga Beuthien

Mäsch, JuS 2014, 1037. 
4    BVerfG BVerfG

LG Köln, 30.09.2015 - 28 O 2/14 und LG Köln, 30.09.2015 - 28 O 7/14

*  Die Autoren sind Studierende des Masterstudiengangs Deutsches und 
Europäisches Wirtschaftsrecht an der Universität Siegen. Der Beitrag 

Lehrstuhl für Bürgerliches Recht und Wirtschaftsrecht, insb. Immate-
rialgüterrecht sowie Medienrecht unter Betreuung von Univ.-Prof. Dr. 
Nadine Klass verfasst worden.
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durchaus verschiedenartig auswirken können.5 Die Fest-
setzung der Höhe der Entschädigungssumme6 liegt dabei 

7 

a) Genugtuungsfunktion

-

zu berücksichtigen. Dem Opfer soll ein Ausgleich für sämt-
liche nicht vermögensrechtliche Nachteile gewährt werden 
und die vom Schuldner zu leistende Entschädigungssumme 

8 für erlittene rechtswidrige 
Beeinträchtigungen verschaffen.  Sie dient insofern primär 

Opfer und nicht auf das tätig gewordene Medium ab. Dem-
-

gung zunächst davon abhängig, in welchem Ausmaße eine 
rechtswidrige Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts 

10 Eine stärkere Kränkung der 

größere Missachtung und damit auch eine höhere Aus-
gleichszahlung an das Opfer.11 Maßgeblich ist mithin letzt-
lich, was unter den Umständen des jeweiligen Einzelfalls 

12 

b) Präventionsfunktion

Neben dem zu berücksichtigenden Kompensations- und 
LG Köln im Fall „Ka-

chelmann“ -
13 

Der Präventionsgedanke14 kommt bei der Bemessung des 
Caroline 

von Monaco erstrittenen Urteilen des BGH zur Anwen-
dung.15 Inzwischen hat sich die Präventionsfunktion in der 
Rechtsprechung jedoch als ein grundlegendes Kriterium 

5  LG Berlin LG Hamburg
LG Berlin

6 Steffen
ff.) sowie Prinz

7  Specht  
8 -

nenverbänden siehe Rixecker
Rn. 284. 

10  Damm/Rehbock, Widerruf, Unterlassung und Schadensersatz in den 

11 Damm/Rehbock
12 Prinz
13  LG Köln LG Köln,  

14    Zur Berücksichtigung des Präventionsgedankens siehe auch Gounala-
kis Körner, NJW 2000, 241. 

15 BGH Ull-
mann

etabliert.16 Der Präventionsgedanke basiert auf der Annah-
me, dass durch Medien begangene vorsätzliche Verletzun-
gen von Persönlichkeitsrechten zu Zwecken der Zwangs-
kommerzialisierung einer Person bei der Bemessung 
berücksichtigt werden müssen. Eine solche Einbeziehung 
der Prävention ist vorzunehmen, wenn die Persönlichkeits-

Hemmungsfaktor darstellen. Andernfalls wären Personen, 
 

orientierten Berichterstattung der Massenmedien schutzlos 
ausgesetzt.17 -
winnabschöpfung erfolgen, gleichwohl können die aus der 

herangezogen werden.18 
-

sichtnahme von Präventionsaspekten sind allerdings 
-
-

here Entschädigungssummen.  Jedoch darf die Höhe der 
Entschädigungssumme nicht dazu führen, dass die Presse-
freiheit unverhältnismäßig eingeschränkt wird.20 Dement-
sprechend ist von solchen Summen Abstand zu nehmen, 

Beklagten wären.21

-
hin in Zurückhaltung zu üben. Einerseits soll durch den 
Präventionsgedanken eine rücksichtslose Kommerzialisie-
rung unterbunden werden, andererseits darf der bezweckte 
Hemmungsfaktor nicht die Entwicklung hin zu einer ver-
haltenen Berichterstattung einleiten.22 

Die Sensibilität der Interessenabwägung zwischen Prä-
ventionsgesichtspunkten und Pressefreiheit führt daher 
dazu, dass der Präventionsaspekt bei der Bemessung der 

Verfolgung von eigenen kommerziellen Interessen infolge 
von rücksichtslosen Persönlichkeitsverletzungen Beach-

23 

16 OLG Hamburg
LG Berlin

17 BGH

18 BGH
Seitz

   BVerfG
20 BGH

21   Fricke
22  Steffen
23    Damm/Rehbock Steffen

Fricke
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2. Die materiellen Voraussetzungen 
 des Geldentschädigungsanspruches

a) Schwere Persönlichkeitsrechtsverletzung

-
spruches24 ist das Vorliegen einer einfachen Persönlich-
keitsverletzung nicht ausreichend. Vielmehr muss ein 
schwerwiegender Eingriff in das Persönlichkeitsrecht des 

25 Ob dies der Fall ist, „hängt ins-
besondere von der Bedeutung und Tragweite des Eingriffs, 
von Anlass und Beweggrund des Handelnden sowie von 

26 Hierbei sind alle re-
levanten Umstände des Einzelfalls vom Tatrichter zu be-
rücksichtigen.27 Hinsichtlich der Bedeutung und Tragweite 

-

geschmälert wurde.28 Damit einhergehend kann auch auf 
eventuell erlittene psychische und physische Störungen 
des Betroffenen abgestellt werden, die durch die Persön-
lichkeitsrechtsverletzung entstanden sind.  Umgekehrt 

-
rechtsverletzenden Berichterstattung ausgesetzt hat.30 
Letzteres war im Fall „Kachelmann“ jedoch nicht der 
Fall. Das LG Köln hat daher den Umstand, dass Jörg Ka-
chelmann von sich aus den betroffenen Bereich seiner 
Intimsphäre gerade nicht öffentlich preisgegeben hat, in 
die Beurteilung mit einbezogen.31 So führt das LG Köln 
in seiner Begründung zur Eingriffsintensität und der damit 
ebenso verbundenen Bemessungshöhe aus, dass die teil-
weise reißerische Berichterstattung seine Intim- sowie Pri-
vatsphäre verletzt hat. Schließlich wurden im Rahmen der 
Berichterstattung der Beklagten pikante Informationen aus 

Kachelmanns veröffentlicht.32 

Stigmatisierung als frauenverachtende und gewaltbereite 

24  
ausführlich Soehring Steffen
Lettl Heuchemer, AfP 2010, 222. 

25  Sajuntz/Wiggenhorn

26 LG Hamburg LG 
Berlin

27   Damm/Rehbock
28   Klass  

  Damm/Rehbock
30  Fricke
31    LG Köln LG Köln, Urt. 

32  
Beziehungen zu anderen Frauen, eine bestehende Zeugungsunfähigkeit 

die ihn als Häftling in der JVA, im Urlaub oder nach seiner Hochzeit 
zeigen, veröffentlicht. Vgl. zur Beurteilung der Schwere der geltend 
gemachten Persönlichkeitsrechtsverletzungen die ausführlichen Ur-
teilsgründe in LG Köln LG Köln, 

.

Person zu führen, wodurch sein Privatleben nachhaltig 
massiv beeinträchtigt werden kann.33 Denn die Herabwür-
digung eines Opfers im Hinblick auf angebliche verbre-
cherische oder moralisch bedenkliche Machenschaften 
stellt eine hohe Intensität der Persönlichkeitsverletzung 
dar.34 Daher bedarf es keiner weiteren Fantasie, dass die 
Ausbreitung solch brisanter Informationen, Jörg Kachel-
mann

Zur Beurteilung, ob ein Eingriff in das Persönlichkeits-
-

er der jeweiligen Beeinträchtigung berücksichtigt werden. 

schneller vergessen, als dies etwa bei Artikeln in Zeit-
schriften der Fall ist, die in Wartezimmern bei öffentlich 
zugänglichen Stellen für eine längere Zeit verfügbar und 
ausgelegt sind.35 
Weiterhin kommt es ebenso entscheidend auf die Brei-
tenwirkung der Persönlichkeitsrechtsverletzung an, die in 
unterschiedlichen Vertriebskanälen wie beispielsweise in 
Druckschriften, im Fernsehen oder im Internet auftreten 
können. 
Das bedeutet jedoch nicht zwangsweise, dass bei Persön-
lichkeitsverletzungen in Internetveröffentlichungen stets 

Artikeln in Printmedien.36 So können bei einer Veröffent-
-

ansprüche nur dann geltend gemacht werden, wenn die 
rechtsverletzende Internetseite von den Nutzern auch auf-
gerufen wird.37 
Besonderheiten können sich aber mit Blick auf das Medi-
um Internet insofern ergeben, als dass die Internationalität 
und die durch die Internetuser vereinzelt massenhaft ge-
nerierte Anzahl der Aufrufe der persönlichkeitsrechtsver-
letzenden Inhalte im Internet besondere Berücksichtigung 

Das verdeutlicht, dass nicht nur Fernseh- bzw. Printbeiträ-
ge, sondern auch Internetveröffentlichungen in Abhängig-

-
gruppe bzw. des Verbreitungsgebietes einen gravierenden 

darstellen können.38 Schließlich können Aufmachung und 
Platzierung der rechtsverletzenden Inhalte, die sowohl in 
Druckschriften als auch im Internet veröffentlicht werden, 

33  LG Köln LG Köln, Urt. 

34 Rixecker
35   Steffen
36 Mann

37    Seitz
06/2015, Teil 8 Rn. 68. 

38 Gounalakis Paal, LMK 
Steffen
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-
rücksichtigt werden. Entscheidend kann daher beispiels-
weise sein, ob bestimmte verletzende Äußerungen, die den 

im Inneren der Printausgabe ersichtlich sind.  Auch muss 
hinsichtlich der Internetäußerungen beachtet werden, ob 
diese unmittelbar beim Öffnen der Internetseite erkennt-
lich sind oder erst durch Scrollen in den unteren Bereich 
oder auf tieferliegenden Seiten in kleinem Format aufge-
funden werden können.40 
Im Fall „Kachelmann“ ist das LG Köln letztlich von ei-
nem hohen Verbreitungsgrad der Berichterstattung aus-
gegangen. Schließlich betreibt die Beklagte die größte 
Tageszeitung Europas mit 12,13 Millionen Lesern bzw. 
das reichweitenstärkste News-Portal mit mehr als 12,47 
Millionen Nutzern.41 Darüber hinaus seien der Beklagten 
die Verletzungen des Persönlichkeitsrechts auch insoweit 
zuzurechnen, als sie erst durch die Weiterverbreitung der 
Ursprungsbeiträge durch Dritte im Internet entstanden 
sind.42

besonderer Bedeutung ist. Denn je größer der Kreis der-
jenigen, die den von der Persönlichkeitsrechtsverletzung 
Betroffenen aufgrund der Berichterstattung erkennen kön-
nen, desto intensiver wirkt sich die Beeinträchtigung auf 
das Persönlichkeitsrecht aus.43 

b) Schuldhaftes Handeln des Verletzers

-
derlich.44 Ein bloßes risikoreiches Tun erfüllt hingegen 
nicht schon die Anforderungen an den Schutzauftrag des 
grundgesetzlichen Persönlichkeitsschutzes.45 Umstritten 
bleibt dabei weiterhin, welcher Verschuldensgrad für die 

-
fordern ist.46 Der BGH hatte zunächst in der Entscheidung 
„Ginsengwurzel“47 das Bestehen einer schwerwiegenden 
Persönlichkeitsrechtsverletzung oder das Vorliegen einer 
schweren Schuld des Verletzers für den Zuspruch einer 

BVerfG in der „Soraya“48-Entscheidung zunächst das Vor-
liegen einer schwerwiegenden Persönlichkeitsrechtsver-
letzung beziehungsweise eines schweren Verschuldens als 
alternative Voraussetzungen benannt, jedoch im späteren 

 Damm/Rehbock
40   Seitz
41    LG Köln LG Köln, Urt. 

42    LG Köln LG Köln, Urt. 

43   LG Hamburg
44    Fechner Rixecker

Anh. Rn. 275. 
45  Rixecker
46  Fricke
47

48

Verlauf beide Faktoren kumulativ vorausgesetzt, was zu 
Irritationen führte.  Und auch in der Literatur ist die Frage 
noch nicht vollends geklärt. 
Nach einer Ansicht50 ist das Vorliegen eines schweren 
Verschuldens zwingend erforderlich. So kann beispiels-
weise nach Schiemann51 nur die Kumulation beider Vor-
aussetzungen der Zivilrechtsdogmatik gerecht werden. Für 
Soehring52 -

eines schweren Verschuldensgrades ebenfalls unabding-
bar, wobei seiner Ansicht nach bereits die grobe Missach-

-
schulden begründen kann.53 
Hingegen schließt nach anderer Ansicht54 ein geringerer 

nicht grundsätzlich aus. So führt beispielsweise Rixecker55 
aus, dass auch lediglich fahrlässiges Verhalten unter be-

-
wendig machen könne, und eine von schwerer Schuld 
getragene Persönlichkeitsverletzung lediglich ein wegwei-

darstelle.56 
In der neueren Rechtsprechung wird zuweilen eine 
schwerwiegende Persönlichkeitsrechtsverletzung zur An-

bei grober Fahrlässigkeit angenommen.57 
Das LG Köln hat demgegenüber in den „Kachelmann“-Ver-

einfacher Fahrlässigkeit für begründet gehalten.58 Trotz 
Feststellung einer teilweise reißerischen Berichterstat-

-
haltspunkte für vorsätzliche oder mit Schädigungsabsicht 
vorgenommene Persönlichkeitsverletzungen. Ein subjek-
tiv rücksichtsloses Vorgehen bei der Abwägung zwischen 

-
nen Persönlichkeitsrechts bestehe nicht. Demnach könne 
der Beklagten lediglich Fahrlässigkeit bei der rechtlichen 

-
 

  Klass Schiemann

50    Schiemann Damm/Rehbock
Soehring
26. 

51   Schiemann
52  Soehring
53 Damm/Rehbock
54    Rixecker Wanckel

52. 
55   Rixecker
56 Wanckel
57    OLG Koblenz OLG Frankfurt ZUM-RD 

Fechner
58    LG Köln LG Köln, Urt. 

    LG Köln LG Köln, Urt. 
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Mit derselben Begründung hatte der BGH im Fall „Es-
ra“60 -
grund fehlender Erforderlichkeit und Angemessenheit 
verneint. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass der BGH 
in dem dortigen Fall eine Interessenabwägung zwischen 

-
rechts und der Kunstfreiheit vorzunehmen hatte. Dabei 
ist der Kunstfreiheit in besonderem Ausmaße der verfas-
sungsrechtlich zugestandene Freiraum bei der Ausübung 
künstlerischer Tätigkeiten zu garantieren, weshalb die An-

Vorliegen von schwerem Verschulden erfolgen könne.61 
Ungeachtet dessen kann die Feststellung eines lediglich 
fahrlässigen Verhaltens im Fall „Kachelmann“ als durch-
aus diskussionswürdig erachtet werden. Schließlich wur-

38 Eingriffe schwerwiegender Art, nicht nur in die Privat- 
sondern insbesondere auch in die Intimsphäre von Jörg 
Kachelmann festgestellt. Diese betreffen sowohl die Wort- 
als auch die Bildberichterstattung.62 

Die Publikation von persönlichkeitsverletzenden Fotos, 
die die Privat- und Intimsphäre von Prominenten be-
treffen, können nach Ansicht der Rechtsprechung63 aber 
durchaus ein schweres Verschulden begründen. Denn den 
am Markt etablierten Verlagsunternehmen ist zu unterstel-
len, dass sie eine umfängliche Kenntnis von den mit den 
jeweiligen Landespressegesetzen einhergehenden journa-

müsste den Medienunternehmen bewusst sein, dass Veröf-
fentlichungen dieser Art eine schwerwiegende Persönlich-
keitsverletzung begründen können.64 Dabei ist zusätzlich 

-
verfahren mit dem Vorwurf einer schwerwiegenden Straf-

werden.65 Veröffentlicht wurden aber beispielsweise trotz 
entgegenstehenden gerichtlichen Beschlusses Fotos aus 
dem Innenraum der JVA Mannheim.66 Daher ist bei einer 

strengeren Rechtsauslegung die Feststellung von Vorsatz 
oder zumindest grober Fahrlässigkeit jedenfalls nicht voll-
kommen auszuschließen.
Letztlich hat das LG Köln den Verschuldensgrad nicht nur 
bei der Anspruchsbegründung, sondern auch bei der Höhe 

67 Richtigerweise 
-

wertungsfaktor für die Bemessungshöhe der Entschädi-

60

61

62  LG Köln LG Köln, Urt. 

63   LG Hamburg
64  LG Hamburg
65  OLG Frankfurt
66  LG Köln
67    LG Köln LG Köln, Urt. 

gung herangezogen.68 Beispielsweise kann eine permanen-
te Herabwürdigung des Anspruchstellers diesen zutiefst 

-
nugtuung erforderlich machen.  Eine bewusste Falschbe-
richterstattung oder die Veröffentlichung eines Artikels auf 
der Basis nachlässiger Recherche kann die Missachtung 
einer Persönlichkeit in besonderem Maße zum Ausdruck 
bringen. Insbesondere eine Persönlichkeitsverletzung, die 

-
tigen gilt. Folglich kann ein hohes Maß an Verschulden 

-
nugtuung stellen.70 

-
messungshöhe vor dem Hintergrund des Präventionsge-
dankens zu berücksichtigen.71 
Angesichts der bisherigen Ausführungen von Rechtspre-
chung und Literatur zur Einbeziehung der Präventions-

ist jedoch zu konstatieren, dass das LG Köln in den „Ka-
chelmann“-Verfahren erneut einen weitgehenderen An-
wendungsansatz wählt. Die Berücksichtigung des Präven-
tionsgedankens in die Höhe der Bemessung basiert nach 
der Intention des LG Köln darauf, dass die Beklagten „in 

-
schehnisse eine größere Sorgfalt und Zurückhaltung an 
den Tag“72 legen sollen. Allerdings erfolgt nach h.M.73 die 
Heranziehung des Präventionsgedankens in die Bemes-

bei vorsätzlichen Persönlichkeitsverletzungen zum Zwe-
cke der Zwangskommerzialisierung. Wie den bisherigen 
Ausführungen entnommen werden kann, wurden solche 
vorsätzlichen Persönlichkeitsverletzungen im Fall „Ka-
chelmann“ jedoch verneint. Demnach sieht das LG Köln 
scheinbar bereits bei einem fahrlässigen Umgang mit den 

und der Pressefreiheit die Berücksichtigung des Präven-
tionsgedankens bei der Bemessungshöhe als geboten an. 
Dabei stützt sich das LG Köln wohl auf die Annahme, dass 
bereits sorglose Berichterstattungen in den Medien verhee-
rende Folgen für eine Person haben können. Des Weiteren 
gibt das LG Köln zu bedenken, dass die Medien mit Blick 
auf den Aspekt der Unschuldsvermutung zu einer ausge-
wogenen Berichterstattung angehalten sind und in ange-

-
richtsverfahren von Prominenten und damit verbundenen 
schweren Tatvorwürfen ist nicht jede Berichterstattung 
durch das enorme Informationsinteresse der Öffentlichkeit 

68    OLG Koblenz Damm/Rehbock
Prinz

   LG Berlin
70 Prinz
71    LG Berlin OLG Köln NJW-RR 2000, 470 

OLG Koblenz
72  LG Köln LG Köln, Urt. 

73  Damm/Rehbock Specht Steffen, 
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gedeckt. Denn durch Medien verbreitete Verdächtigungen, 
-
-

dem wird eine nachträgliche Widerlegung zumeist nicht 
oder nicht im selben Umfang zur Kenntnis genommen. 
Daher kann eine sorglose Verdachtsberichterstattung zu 
nachhaltigen Beeinträchtigungen des Angeklagten füh-
ren.74

 
Mit Blick auf die vorhergehenden Ausführungen erscheint 
es dem LG Köln offenbar geboten, den Präventionsgedan-
ken bereits bei fehlender Sorgfalt und Zurückhaltung in 
der Berichterstattung anzuwenden und entsprechend in der 
Bemessungshöhe zu berücksichtigen.

c) Unabwendbares Bedürfnis einer 
 Geldentschädigung

-
digung muss zudem ein unabwendbares Bedürfnis beste-
hen.75 Berücksichtigt werden muss daher auch, ob und in-
wieweit ein anderweitiger angemessener Ausgleich für die 
persönlichkeitsverletzenden Handlungen stattgefunden 
hat. Nach ständiger Rechtsprechung kommt der Anspruch 

-
her nur dann zum Tragen, wenn die anderen Rechtsmittel 
versagen und die Persönlichkeit in ihrem grundlegenden 
Wesen betroffen ist.76 Dies kann angenommen werden, 
wenn die Persönlichkeitsverletzung bei dem Betroffenen 
ein Schamgefühl auslöst, ihn mit Peinlichkeiten in Verbin-
dung setzt oder er den rechtswidrigen Handlungen schutz-
los ausgeliefert ist.77 
Das LG Köln hat in den beiden „Kachelmann“-Verfahren 
ein solches unabwendbares Bedürfnis für die Billigung ei-

78 und den Einwand der Be-
klagten abgewiesen, dass es an einem unabwendbaren Be-
dürfnis fehle, da andere Medienvertreter ebenso über das 

-

nicht zur Entlastung eines Verletzers beitragen, sondern 
müsse jeweils als eigenständiger Sachverhalt betrachtet 
werden. Schließlich wiege eine Persönlichkeitsverletzung 
nicht weniger schwer, wenn sie ebenfalls von Dritten be-
gangen werde. Aufgrund der fortgesetzten skandalisieren-
den Berichterstattung könne der Beklagten in diesem As-
pekt auch keine Minderung bei der Bemessungshöhe der 
Entschädigung zugestanden werden.  

74  LG Köln LG Köln, Urt. 

75  LG Köln LG Köln, Urt. 

76 LG Köln
77  LG Köln
78    LG Köln LG Köln, Urt. 

  LG Köln LG Köln, Urt. 

LG Köln berücksichtigt, dass Jörg Ka-
chelmann -
reren Interviews die Möglichkeit hatte, zu den Vorwürfen 
Stellung zu beziehen und er auch in einer gewinnbringen-
den Buchveröffentlichung Kritik an der Medienbericht-
erstattung geübt hat.80 Dies kann dem Kläger bereits eine 

81 Die Vielzahl an be-
gangenen Persönlichkeitsverletzungen durch den Beklag-
ten konnte dies hingegen nicht aufwiegen. Daher ist hier 

-
se auszugehen, das in der Bemessungshöhe entsprechend 

82 

d) Keine anderweitige Kompensation

-
schädigung hat sich die Subsidiarität herausgebildet.83 Dem-

Persönlichkeitsrechtsverletzung nur unter der Voraussetzung, 
dass keine andere zumutbare Ausgleichsmöglichkeit besteht. 
Es ist somit zunächst zu prüfen, ob beispielsweise bereits mit 

-
spruch ein angemessener Ausgleich geschaffen werden kann.84 

nicht grundsätzlich hinter die anderen Rechtsschutzmöglich-
keiten zurücktritt.85 Vielmehr erfolgt die Zubilligung einer 

-
bende Lücke des Persönlichkeitsschutzes zu schließen“86. Ob 

anderen Anspruch ein tatsächlicher Ausgleich für eine Persön-
lichkeitsrechtsverletzung erreicht werden kann, bestimmt sich 
nach den Umständen des Einzelfalls.87 
Bei schwerwiegenden Persönlichkeitsverletzungen wird ein 

-
titution der Integrität einer Person ermöglichen und eine  

88 Vor allem 
bei einem Eingriff in die Privatsphäre einer Person ist eine 

-
gung i. d. R. nicht einschlägig.  Letztlich ist die Subsidiarität 

berücksichtigen.  

80  LG Köln LG Köln, Urt. 

81   Vgl. OLG Hamm
82 LG Berlin OLG Hamm ZUM 2004, 

83  Schiemann Klass Fricke
Damm/Rehbock  

84  Fechner Rixecker Klass, 

85  Rixecker
86  LG Berlin, Urt. v. 18.03.2008, 27 O 884/07, Rn. 17 - juris. 
87  Lettl
88  Rixecker

  Klass Schiemann
  Steffen
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Das LG Köln ist in seinen Ausführungen zur Subsidiarität 
ebenfalls davon ausgegangen, dass ein Eingriff in die Pri-
vat- oder Intimsphäre i. d. R. nicht anderweitig kompen-
siert werden kann. Konkret sieht das LG Köln vor allem 
in Bezug auf die Berichterstattung über Jörg Kachelmanns 

damit verbundenen Stigmatisierung anderweitige Aus-
gleichsmöglichkeiten als nicht geeignet an. Denn jede wei-
tere diesbezügliche Veröffentlichung würde den Eindruck 
verfestigen, dass Jörg Kachelmann als frauenverachtender 

 
LG Köln in beiden Verfahren eine 

Vielzahl von geltend gemachten Artikeln und Äußerungen 
aufgrund bestehender Subsidiarität nicht berücksichtigt. 

Rechtsmittel auszuschöpfen. Dementsprechend hat das LG 
Köln den Artikeln keine Beachtung geschenkt, bei denen 
der Kläger die Beklagte nicht zumindest zur Unterlassung 
aufgefordert hat. Mit Blick auf den Einwand des Klägers, 
ein Vorgehen gegen alle Veröffentlichungen sei unzumut-

-
derung zum Unterlassen jedenfalls bezüglich derjenigen 
Artikel hätte erfolgen müssen, die aufgrund ihrer Schwere 

-
macht wurden.  

nicht für solche Äußerungen anerkannt werden, die wei-
terhin rechtmäßig publiziert werden dürften.  

-
schädigung im Bereich des Möglichen gewesen, wenn Jörg 
Kachelmann durchgehend Unterlassungsansprüche geltend 
gemacht und es sich bei den betroffenen Artikeln um schwer-
wiegende Persönlichkeitsrechtsverletzungen gehandelt hätte.  

III. Fazit

Die Entscheidung des LG Köln zum Fall „Kachelmann“ 
hat in der Öffentlichkeit für viel Aufsehen gesorgt. 

-
schädigung, die bis zum jetzigen Zeitpunkt einer Person 
in Deutschland gewährt wurde. In Anbetracht der Vielzahl 
an schweren Persönlichkeitsverletzungen entspricht die 
Entschädigungssumme jedoch dem seit Etablierung des 
Präventionsgedanken gängigen Bewertungsrahmen der 
Bemessung.  
Allerdings sind die Ausführungen des LG Köln zum As-

  LG Köln LG Köln, Urt. 

    Bezüglich des insoweit vorgebrachten Einwandes, dies sei aus finan-

darauf, dass Prozesskostenhilfe hätte beantragt werden können, LG 
Köln LG Köln, Urt. v. 

  LG Köln LG Köln, 

 Fricke,
  Vgl. BGH OLG Hamburg

pekt des Verschuldens erstaunlich. Trotz zahlreicher Ein-
griffe in die Privat- und Intimsphäre Jörg Kachelmanns 

-
sierenden Berichterstattung wurde der Beklagten lediglich 
einfache Fahrlässigkeit vorgeworfen. Dies kann durchaus 
zur Diskussion gestellt werden.

LG Köln, den Prä-
ventionsgedanken bei der Bemessungshöhe bereits bei 
Fahrlässigkeit zu berücksichtigen, zu befürworten. Denn 
selbst wenn ein berechtigtes Interesse der Öffentlichkeit 
an einer Berichterstattung über eine Person des öffentli-
chen Lebens besteht, müssen die grundlegenden Aspekte 
der Verdachtsberichtserstattung seitens der Medienschaf-

 
Schließlich ist eine Vorverurteilung durch die Medien 
für den Betroffenen nicht vollkommen reparabel.  Daher 
kann insbesondere im Bereich der Onlinemedien im Rah-
men des Ringens um vermehrte Klickzahlen  keine Be-
richterstattung toleriert werden, die lediglich zur Unterhal-
tung und Befriedigung der Sensationslust dient. In dieser 
Hinsicht ist die Entscheidung des LG Köln dazu geeignet, 

zukünftigen brisanten Ermittlungsverfahren eine ausge-
wogene Berichterstattung walten zu lassen. 

 Gutman, FD-StrafR 2015, 373070. 
    Prinz, Eine mediale Vorverurteilung ist eigentlich nicht reparabel, 

-
as-prinz/35380/, Abruf v. 03.02.2016. 

    Vgl. Knüpfer
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